
Herrschaft ihren Kranken, Alten und Invaliden den 
notwendigen Schutz nicht mehr selbst gewähren konn­
ten, in die Sozialversicherung der Arbeiter und An­
gestellten übernommen. Wenn nunmehr als Versiche­
rungsträger für diese Berufe die DVA bestimmt wird, 
so ändert das nichts an dem Wesen der Versicherung 
als Pflichtversicherung; vielmehr bedeutet die Neurege­
lung, daß die vom FDGB getragene Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten von der ihr wesensfrem­
den, weil ganz andere Beitragsberechnungsmethoden 
erfordernden Versicherung „selbständiger“ Berufe ent­
lastet wird, während diesen Berufen die Sozialversiche­
rung mit denselben Versicherungsleistungen und unter 
Aufrechterhaltung der von den Versicherten erworbenen 
Rechte trotz des Wechsels des Versicherungsträgers 
erhalten bleibt. In diesem Zusammenhang muß auch 
auf die Anordnung über eine erweiterte Krankenver­
sorgung der Schriftsteller, Komponisten und Musik­
wissenschaftler sowie der bildenden Künstler vom 
29. März 1956 (GBl. I S. 316) hingewiesen werden.

Zum Verfahren in Sozialversicherungssachen bringt 
die Anordnung zur Änderung der Verfahrensordnung 
für die Sozialversicherung vom 22. Mai 1956 (GBl. I 
S. 522) gewisse Neuerungen. Wichtig ist hier vor allem 
die Bestimmung, wonach für die Entscheidung von An­
sprüchen der Sozialversicherung gegen Dritte (mit 
Ausnahme von Ansprüchen, die sich aus der Verletzung 
von Arbeitsschutzbestimmungen ergeben — § 7 der AO) 
nicht mehr die Arbeitsgerichte, sondern die Zivilgerichte 
zuständig sind; jedenfalls soll das offenbar der Sinn 
des § 8 sein, obwohl in ihm nur gesagt wird, daß die 
zur Zeit des Inkrafttretens der Anordnung bei den Ar­
beitsgerichten anhängigen Sachen dieser Art „an die 
zuständigen Gerichte abzugeben sind“. Ob die Be­
stimmung des § 3, wonach die bisher nicht aus­
geschlossene Vertretung der Antragsteller vor der 
Beschwerdekommission durch Rechtsanwälte nunmehr 
für unzulässig erklärt wird, der Bedeutung der An­
waltskollegien als Organe unserer Rechtspflege gerecht 
wird, läßt sich bezweifeln.

Zum Bereich der Sozialfürsorge gehört auch die wich­
tige, durch die Aufhebung des KRG Nr. 18 erforder­
lich gewordene Verordnung über die Lenkung des 
Wohnraums vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I S. 3)*), 
die zwar gegenüber der früheren Regelung keine um­
wälzenden Neuerungen bringt, wohl aber insgesamt den 
Fortschritt in der Entwicklung unserer Gesellschaft und 
der Rechte der Bürger zeigt; übrigens liegt eine Erhö­
hung der Rechtssicherheit schon darin, daß die Neu­
regelung nicht weniger als 32 auf zentraler oder Län­
derebene erlassene Gesetzgebungsakte ersetzt und die 
Rechtslage auf diesem Gebiet wieder übersichtlich ge­
staltet. Charakteristisch für unseren gesellschaftlichen 
Fortschritt ist der Umstand, daß sich die Verordnung 
nicht auf die Lenkung des vorhandenen Wohnraums 
beschränkt, sondern ausdrücklich die staatliche Ver­
pflichtung zur Vermehrung des vorhandenen Wohn­
raums, insbesondere durch staatlichen Wohnungsbau 
sowie durch Förderung des betrieblichen, genossen­
schaftlichen und persönlichen Wohnungsbaus anerkennt 
(vgl. §§ 1, 8). Charakteristisch ist auch, daß der Wohn- 
raumanspruch des Bürgers den wirtschaftlichen Fort­
schritten angepaßt und zu diesem Zwecke elastisch ge­
staltet wird, indem an die Stelle starrer Quadratmeter­
sätze der Anspruch auf „zumutbaren und angemessenen 
Wohnraum“ gesetzt wird (§ 3). Die Ansprüche auf be­
vorzugte Zuteilung von Wohnraum (§ 7) haben den ver­
änderten Bedingungen entsprechende Verbesserungen 
erfahren; allerdings ist hierbei leider übersehen wor­
den, daß nach § 25 MKSchG auch alleinstehende Müt­
ter Anspruch auf bevorzugte Zuteilung besitzen und 
man wird daher diese weiterhin geltende Bestimmung 
zur Ergänzung des § 7 heranzuziehen haben, ebenso wie 
die Bestimmungen über die besonders gesicherte Unter­
bringung von Werktätigen in Industriegebieten. Von 
besonderer Bedeutung ist die Neuregelung des „unein­
geschränkten Zuzugs“ (§ 15), durch die vor allem das 
Zusammenleben der Familie und der Zuzug wichtiger 
Arbeitskräfte durch Ausnahme von den sonstigen Zu­
zugsbeschränkungen garantiert wird. Die seit 1945 ein­
getretene Verbesserung der Wohnraumlage kommt 
schließlich darin zum Ausdruck, daß für Zuwiderhand-

i) vgl. hierzu auch Pinner und Schuchert in NJ 1956 S. 72.

lungen gegen die Verordnung nicht mehr Kriminal­
strafen, sondern nur noch Ordnungsstrafen angedroht 
werden. Zu der Verordnung ist die Erste Durchfüh­
rungsbestimmung zur Verordnung über die Lenkung 
des Wohnraums vom 6. Juni 1956 (GBl. I S. 505) zu 
beachten, die sich durch das beigefügte und „für den 
Abschluß von Mietverträgen empfohlene“ (§ 8) Mietver­
tragsmuster auszeichnet.

Wenn in dem eben genannten Zusammenhang die 
alleinstehenden Mütter übersehen worden sind, so fin­
det sich auf der anderen Seite eine Erweiterung ihrer 
Rechte in der Anordnung über materielle Hilfe für 
alleinstehende berufstätige Mütter bei Erkrankung 
ihrer Kinder vom 19. Januar 1956 (GBl. I S. 126). 
Danach haben solche Mütter, wenn sie wegen der Not­
wendigkeit der Pflege kranker Kinder der Arbeit fern- 
bleiben müssen, gegen die Sozialversicherung einen 
Unterstützungsanspruch in Höhe des Krankengeldes. 
Unbefriedigend ist hier allerdings der Zusatz, daß der 
Anspruch entfällt, wenn „die alleinstehende Mutter mit 
einem Unterhaltsverpflichteten zusammenlebt“, weil 
weder klar wird, ob hiermit Unterhaltsverpflichtete 
gegenüber der Mutter oder gegenüber dem Kinde ge­
meint sind, noch verständlich ist, weshalb auf das „Zu­
sammenleben“ mit dem Unterhaltsverpflichteten abge­
stellt wird, da doch auch das Leben im gleichen Haus­
halt nicht gewährleistet, daß der Unterhaltspflichtige 
zur Pflege des Kindes in der Lage ist, während an­
dererseits die Unterhaltspflicht nicht vom Zusammen­
leben abhängig ist.

Durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über Kündigungsrecht vom 17. Mai 1956 (GBl. I S. 485) 
und die Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Erholungsurlaub vom 1. Juni 1956 (GBl. I S. 485) werden 
bestimmte Lücken der bisherigen Gesetzgebung aus­
gefüllt2). Die Fünfte Durchführungsbestimmung zur 
Verordnung zur Entwicklung einer fortschrittlichen 
demokratischen Kultur des deutschen Volkes und zur 
weiteren Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen der Intelligenz. — Zuschläge für ununter­
brochene Beschäftigungsdauer — vom 24. Januar 1956 
(GBl. I S. 163) gewährt bestimmten Kategorien der 
technischen Intelligenz in volkseigenen Betrieben und 
Einrichtungen Gehaltszuschläge von 5 Prozent bei un­
unterbrochener zweijähriger und von 8 Prozent bei un­
unterbrochener fünfjähriger Beschäftigungsdauer. Dem 
verfassungsmäßigen Recht der Bürger auf Arbeit dient 
die Anordnung über die Eingliederung entlassener 
Strafgefangener in den Arbeitsprozeß vom 27. Dezem­
ber 1955 (GBl. 1956, I S. 57), durch welche den Straf­
vollzugsbehörden sowie den Räten der Kreise be­
stimmte, zur Beseitigung der bei der Arbeitssuche Haft­
entlassener aufgetretenen Schwierigkeiten geeignete 
Verpflichtungen auferlegt werden.

Schließlich bringt die Verordnung über die Bildung 
von Inspektionen für Arbeitschutz und technische 
Sicherheit vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I S. 9) eine 
Neuregelung der Arbeitsschutzorganisation, welche die 
entsprechenden Vorschriften der Verordnung zum 
Schutze der Arbeitskraft aus dem Jahre 1951 ersetzt.

*

Im Bereich von I n d u s t r i e  u n d  H a n d e l  ist zu­
nächst die Verordnung über die Regelung der vertrag­
lichen Verpflichtungen der privaten Industriebetriebe 
als Lieferer vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I S. 7) 
von grundlegender Bedeutung. Die Haupttendenz der 
neuen Regelung ist die verstärkte Einbeziehung der 
privaten Industrie in das Vertragssystem, dessen Be­
stimmungen nunmehr in allen Fällen maßgebend sind, 
in denen diese Betriebe als Lieferer an die volkseigene 
und gleichgestellte Wirtschaft auftreten (§ 2 Abs. 4). An 
die Stelle der Registrierung solcher Verträge durch 
das Staatliche Vertragskontor tritt die Bestätigung 
durch die Bezirksdirektionen der Industrie- und Han­
delskammer als Voraussetzung für den Beginn der Pro­
duktion und die Zuweisung der Materialkontingente. 
Wie bisher ist für die Entscheidung von Streitfällen das 
Staatliche Vertragsgericht zuständig, wenn der Be­
steller der volkseigenen oder ihr gleichgestellten Wirt­
schaft angehört, anderenfalls die Gerichte.

2) vgl. die Beiträge von Schlegel und Schulz in „Arbeit und 
Sozialfürsorge“ 1956 Heft 13, S. 405 u. 407.
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